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Wer trägt die Verantwortung? 


Arbeitslose und Wohnungslose fordern Entscheidung. 


Johannes Lubahn. 


Alfred kam Anfang Dezember zu uns und bettelte. 
Bis dahin war er uns unbekannt. Alfred war 20 Jahre 
alt und kräftig. Meine Frau ſagte: „Sie ſollten doch 
arbeiten.“ Alfred erwiderte: „Von Herzen gern, aber 
ich habe keine Arbeit“. Er erzählte: Im Sommer mußten 
er, ſeine Mutter, ſeine unverheiratete Schweſter und der 
zukünftige Schwager, dazu das kleine Kind der beiden 
Letzteren das heimatliche Dorf verlaſſen, weil der Guts⸗ 
herr für billigeres Geld polniſche Arbeiter annahm. Die 
Werkwohnung mußte aufgegeben werden. Irgendwelche 
neue Arbeit war im Dorf nicht zu finden. Sie gingen nach 
Berlin. Auch hier bekamen ſie nicht die ſehnſüchtig geſuchte 
Arbeit. Als neue Einwanderer bekamen ſie auch keine 
Arbeitsloſenunterſtützung. „Aber wenigſtens können wir 
hier betteln“, ſagte Alfred. Wie ungern tat er das und 
ebenſo, wie er verſicherte, ſeine Angehörigen. Aber ſie 
mußten doch leben. In einem kleinen Gaſthaus in der 
Nähe des Schleſiſchen Bahnhofs wohnten die vier und 
das kleine Kind in einem Zimmer. Dafür mußten täg⸗ 
lich vier Mark gezahlt werden. Die mußten zuerſt er= 
bettelt werden. 

Alfred erhielt von meiner Frau vorübergehend Be⸗ 
ſchäftigung: Gartenarbeit, Holzhacken. 
nur ſo. Er ſang und pfiff und war guter Dinge. Wie 
traurig war er und auch wir, als wir ihm keine Arbeit 
mehr geben konnten, und er wieder zu betteln gezwun⸗ 
gen war. 

Eine gute Menſchenkraft lag wieder auf der Straße, 
ohne Arbeit! Wie lange noch froh und gut? Im 
ſal des einzelnen Menſchen liegt nur zu häufig die 

r Geſamtheit. Aber der einzelne bricht unter der Laſt 
ſeines Schickſals zuſammen. 

Wan muß die Arbeitsloſigkeit an einem Menſchen 
einmal mitempfunden haben, um den ganzen Jammer 
der Arbeitsloſigkeit zu erkennen. 

Mitte Dezember 1929 wurden rund 1600 000 Arbeits⸗ 
loſe gezählt, die unterſtützt wurden. Mit den Arbeits- 
loſen ohne Anterſtützung hatten wir 

über zwei Willionen Arbeitsloſe. 

In den Sommer- und Herbſtmonaten 1929 mußten 
ſtändig 100 000 bis 200 000 Arbeitsloſe mehr unterſtützt 
denden als 19281 Sachkundige Kreiſe weiſen darauf hin, 
aß die Arbeitsloſigkeit noch ſtärker werden wird. 
Reichsarbeitsminiſter Rudolf Wiſſell ſchreibt in 
einem Rückblick und Ausblick zur Jahreswende, daß die 
Geſundheit und die Arbeitskraft das koſt⸗ 
. Gut unſeres Volkes ſei. Rudolf Wiſſell ſagt 
ter ein ſehr wahres Wort. Förderung und Schutz der 
meet iſt heute die vornehmſte Pflicht der Geſetzgebung 
nd Verwaltung. Das Reichskabinett trägt hier eine 
pe Verantwortung, beſonders der Reichsarbeitsminiſter. 
dn wiſſen alle, daß die Arbeitsloſenverſiche⸗ 
ung nicht das letzte Wort ſein darf. 

) Nachdruck erwünſcht. 


Schuld 


Erde durchgemacht hat. 
Die Arbeit flog 
loſigkeit iſt Feigheit. 


Wird die Arbeitsloſigkeit nicht überwunden, dann 
gehen Geſundheit und Arbeitskraft unſeres Volkes ver- 
loren. Dann graben wir unſerem Volke das Grab. 
Soweit der verantwortliche Geſetzgeber Hilfe bringen 


konnte, und es nicht getan hat, iſt er in erſter Linie der 
Totengräber. 


Wer von einer Verkürzung der Arbeitszeit redet und 
glaubt, damit allein die Arbeitsloſigkeit zu überwinden, 
handelt ſehr oberflächlich. Gute edle Arbeitskraft liegt 
dann in anderer Geſtalt brach. 

Diejenigen, die darauf hinweiſen, daß heute hun⸗ 
derttauſend weibliche Kräfte mehr im Erwerbs⸗ 
leben ſtehen als in der Friedenszeit, ſehen ſchon tiefer. 
Aber weshalb haben wir ſo viele weibliche Arbeitskräfte 
im Erwerbsleben? Die Arbeitsloſigkeit führt zur Angſt 
vor der Ehe. Nicht allein die Arbeitsloſigkeit, ſondern 
auch die Angſt vor der Arbeitsloſigkeit. Schlimmer 
als die Not iſt häufig die Angſt vor der Not. 

Die Angſt vor der Not iſt auch in erſter Linie ſchuld 


an dem ſo gewaltigen Geburtenabſturz in un⸗ 


ſerem Volke, wie ihn bisher noch kein Kulturvolk der 
Not und Angſt vor der Not 
treiben unſer Volk zur Hoffnungsloſigkeit. Hoffnungs⸗ 
Not und Angſt vor der Not 
töten unſer Volk. 

Recht auf Arbeit iſt weit beſſer als Recht auf 
Arbeitsloſenunterſtützung. Einen entſcheidenden Weg zur 
Ueberwindung der Arbeitsloſigkeit zeigt die 

Bodenreform. 

Gelegentlich unſerer Oſtpreußiſchen Heimſtättentagung 
beſichtigten wir die neue Siedlung Lauth an der Grenze 
von Königsberg. Die Siedlung umfaßt 650 Morgen. 


Ihr früherer Beſitzer hat das Gutshaus und 45 Morgen 


zurückbehalten. Die „Oſtpreußiſche Heimſtätte“, die das 
Gut aufſchloß, ſchuf auf dem freiwerdenden Lande: 4 bäu⸗ 
erliche Stellen, 15 Gärtnerſtellen, 28 Landarbeiterſtellen 
und 100 Wohnſtätten für ſtädtiſche Arbeiter in 50 Zwei⸗ 
familienhäuſern mit je Y Morgen Land. Vor der Beſied⸗ 
lung wohnten der Gutsherr und ſieben ſtändige deutſche 
Arbeiterfamilien auf dieſem Stück unſeres Vaterlandes, 
jetzt wohnen ſtatt der ſieben Arbeiterfamilien auf ihm 
147 deutſche Familien. Bodenreformeriſche Siedlung ver⸗ 
hindert den ungeſunden Zuzug nach der Großſtadt. Ein 
Blick auf ſolche Bodenreformarbeit iſt Freude und 
Hoffnung! 

Solange noch ungeheures Land in gleicher Weiſe der 
Beſiedlung harrt, ſolange wir in unſerem Volke noch 
viele 1000 qkm Oedland haben, darf eine gute kraftvolle 
Geſetzgebung die Arbeitsloſigkeit nicht aufkommen laſſen. 

Die Bodenreform in der Stadt iſt ebenſo wichtig. 
Wir haben rund 

eine Million Wohnungsloſe. 


Gleich verheerend wie die Arbeitsloſig⸗ 
t ijt die Wohn ungsloſigkeit. Der Satz iſt 
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richtig: wir haben Wohnungsloſigkeit, weil wir Arbeit3= ſterium“ vorzulegen.“ 
loſigkeit haben und wir haben Arbeitsloſigkeit, weil wir ja, 136 mit nein. 


243 Abgeordnete ſtimmten mit 
Am 26. Juni 1929 wiederholte der 


Wohnungsloſigkeit haben. Wer jetzt die Wohnungslofig- Deutſche Reichstag ſeinen Willen zur baldigen Vorle— 


keit überwindet, überwindet auch die Arbeitsloſigkeit. 

Wir kennen den Segen ſelbſt der kleinſten Heimſtätte: 
Geſundheit, Freude, Hebung der Arbeitskraft, Kinderland! 
Dazu tritt gerade jetzt Ueberwindung der Arbeitsloſigkeit. 
Anſtatt in der Fabrit und in den Büroräumen findet die 
Frau die beſte Betätigung im Heimftättengarten. Der 
Arbeitsmarkt wird entlaſtet. 

Wir wiſſen auch, daß zum Heimſtättenbau in erſter 
Linie Arbeitskraft notwendig iſt. Sollte es unmöglich 
ſein, brachliegende Menſchenkraft dem not⸗ 
wendigen Heimſtätten bau zuzuführen? 

Allerdings wollen wir die verantwortlichen Stellen 
darauf hinweiſen, welche 

ungeheure und unverantwortliche Verſchwendung 
heute beim Bau von geimſtätten geübt wird. Wenn 
3. B. in unſeren Städten die Geſamtkoſten von Bau 
und Boden für eine einfache Heimjtätte 12 000 Mark 
betragen, ſo iſt wohl nicht zu viel geſagt, daß hiervon 
2000 Mark für das Land angeſetzt werden müſſen. In 
vielen Fällen iſt der Betrag noch weit höher. Dieſe 
2000 Mark werden der deutſchen Arbeitskraft vorenthalten. 
Oeffentliche Mittel, wie die Mittel der Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken, müſſen ebenfalls dazu dienen, den arbeitsloſen 
Nutznießer dieſer 2000 Mark zu befriedigen. Und wenn 
wir nur 1000 Mark hochverzinsliches Geld erſparen 
können, ſo bedeutet das in unſerer kapitalarmen Zeit 
außerordentlich viel! Bei Annahme von nur 1000 Mark 
wäre das bei 100000 SHeimſtätten eine Erſparnis von 
100 Millionen Mark. 

Schaffung billigen Wohnbodens iſt die 
erſte Vorbedingung billigen Bauens. 

Am 21. Mai 1930 werden es 10 Jahre, daß der 
Reichsarbeitsminiſter den „Ständigen Beirat für 
Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsmi⸗ 
niſterium“ unter Vorſitz von Dr. Adolf Damaſchke 
eingeſetzt hat. Bald werden es 10 Jahre, daß wir in 
dieſem Ständigen Beirat das 

Wohnheimſtättengeſetz 
ausgearbeitet haben. Durch das Wohnheimſtättengeſetz 
erhält jede Gemeinde zur Durchführung des Art. 155 
der Reichsverfaſſung billigen Grund und Boden. 
Der Geſetzentwurf iſt mit Hilfe der Gewerkſchaften 
der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten 
aller Richtungen entſtanden. Die erſten Sach— 
verſtändigen fordern dringend das Geſetz. Der Deutſche 
Reichstag nahm am 5. Mai 1926 folgenden Antrag 
an: „Die Reichsregierung wird erſucht, alsbald ein Wohn⸗ 
heimſtättengeſetz im Sinne des Entwurfs des „Ständigen 
Beirats für Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsmini⸗ 


gung des Wohnheimſtättengeſetzes durch eine zweite Ent— 
ſchließung. 

Trotzdem iſt das Wohnheimſtättengeſetz im Sinne 
des Ständigen Beirats bis zum heutigen Tage dem 
Reichstag noch nicht vorgelegt worden! Keine Regierungs- 
partei darf hier die Verantwortung auf die andere ſchie⸗ 
ben. Es iſt beſtimmt anzunehmen, daß viele Reichstags⸗ 
abgeordnete der Parteien, die nicht der jetzigen Koalitions⸗ 
regierung angehören, für das Geſetz ſtimmen werden. 
Hier iſt jede Rückſichtnahme auf die kleinen, 
aber leider heute noch immer mächtigen Intereſſenten⸗ 
kreiſe für die Zukunft unſeres Volkes geradezu ver— 
hängnisvoll. Das deutſche Volk erwartet jetzt eine klare, 
eindeutige Entſcheidung. 

Das Jahr 1930 iſt in vielfacher Hinſicht das Jahr 
der Entſcheidungen. Es ſoll und muß uns auch die Ent- 
ſcheidung bringen, ob die Koalitionsparteien den Mut 
haben, das Wohnheimſtättengeſetz im Sinne des Stän⸗ 
digen Beirats vorzulegen, oder ob durch Rückſichtnahme 
auf dieſe oder jene Gruppe die Vorlegung nicht ſtattfindet. 

Unſer deutſches Volk kann nur in organiſcher Entwick- 
lung wieder geſunden. Wehe, wenn dieſe organiſche 
Entwicklung eines Tages gewaltſam geſtört wird. Die 
Schuld tragen dann die Kreiſe, die nicht zur rechten 
Zeit das rechte getan haben. Das Heer der Ar⸗ 
beitsloſen, das Heer der Wohnungsloſen wird dann gegen 
die jetzt verantwortlichen Kreiſe den bitteren Ruf erſchallen 
laſſen: 

Wir klagen an! 

Es wird dann keine Zeit ſein, die Verantwortung 
abzuwälzen. 

Wir möchten heute zu Anfang des Jahres der Ent- 
ſcheidung 1930 dem Herrn Reichsarbeitsmini⸗ 
ſter das Wort zurufen: Werden Sie hart, rückſichtslos. 
Die Beſten unſeres Volkes werden an Ihrer Seite ſtehen, 
wenn Sie mit unbeugſamem Willen die Vorlegung des 
Wohnheimſtättengeſetzes im Sinne des Ständigen Beirats 
verlangen und damit den erſten großen Schritt 


tun zur planmäßigen Ueberwindung von 


Wohnungsloſigkeit und Arbeitsloſigkeit. 

Wir wollen dann wieder hoffen lernen. Der Glaube 
in unſerm Volk wird wieder aufgerichtet werden. Der 
Arbeitsloſigkeit ſtellen wir dann wieder gegenüber das 
Recht auf Arbeit, der Wohnungsloſigkeit das ver⸗ 
faſſungsmäßig verbürgte Recht auf Heimjtätten, 
der Hoffnungsloſigkeit den Glauben an den Sieg der 
beſten Kräfte in unſerem Volke, den Glauben an ein 
neues deutſches Vaterland, in dem jeder, 
der arbeitet, ehrliches Brot und eine ge⸗ 
ſicherte Heimſtätte findet. 


Ostpreußische Heimstättentagung in Königsberg. 


Von F. 
Siedlung, d. h. Gemeinſchaft der Menſchen in ihren 
Heimſtätten — wie weit ſind unſere Städte von dieſer 


Möglichkeit des Wohnens entfernt. Siedlung ſoll Heim⸗ 
ſtätte bieten und damit Grundlage zur Gemeinſchaft, zur 
Volk⸗Bildung. Wird die an die Scholle gebundene und 
mit dem Garten in die Scholle hineinwachſende Wohn- 
ſtätte durch ſpekulationsgebundene Maſſenhauspolitik ver⸗ 
drängt, jo wird damit die natürlichſte Grundlage volk⸗ 
lichen Gemeinlebens zerſtört und erſetzt durch das Maſſen⸗ 
grab in der Betonſtadt: Gräberfeld für Körper, Seele, 
Jugend des arbeitszermürbten Zeitgenoſſen. 

Es iſt ein Aberglaube, daß Siedlung im Flachbau 
mit Garten durch die ökonomiſche Entwicklung „natur⸗ 
notwendig“ überholt ſei wie die Poſtkutſche durch Schie⸗ 
nenweg und Motor. Alle Politik und „Oekonomie“ wird 
zum Fluch, wenn ihr nicht der Menſch — Zweck iſt. 
„Wirtſchaft“ iſt Dienſt am Menſchen oder Brutalität, 
wenn ſie ihn zum bloßen Mittel abwürdigt. Darum, 
wenn heute die induſtrielle Entwicklung menſchliche Ar⸗ 
beitskraft, körperliche und ſeeliſche Beſitztümer bis zum 
äußerſten erſchöpft, kann die modernſte ökonomiſche For⸗ 
derung nur jein: rationelle Erholung für jeden Hand- 
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Legatis. 

und Ropfarbeiter in geſunden Hei m ſtätten, in geſunder 
Umgebung. Dieſe ökonomiſche Forderung, die ja gleich“ 
zeitig eine eminent ſittliche it, kann nicht durch irgend 
eine wie immer auch begründete „Kalkulation“ erſchüttert 
werden. Der Volkswirt, der ihre Berechtigung verkennt, 
begeht dieſelbe Sünde, als wollte er einen Betrieb führen 
ohne Rücklagen und Abſchreibungen. Es iſt dienlich, 
auch unter dem Königtum des Rechenſtiftes ſich des un? 
endlichen Wertes geſunden Menſchentums und des explo⸗ 
ſiven Untergrundes einer im Seeliſchen kranken Oekonomie 
zu erinnern. 

Heim-Stättenjiedlung, eine Notwendigkeit im indu? 
ſtriellen Weſten wie im Oſten der Großlandwirtſchaft 
Der Oſten iſt das den Deutſchen gegebene Siedlungsgebie 
mit ſeinen 58 Menſchen auf den Quadratkilometer, gege 
127 im Reichsdurchſchnitt (und 50—75 im angrenzenden 
Polen !). Und trotz der faſt grenzenloſen Weite der Sieb’ 
lungsmöglichkeiten dasſelbe Wohnungselend, ja ſchlim. 
meres als im Weſten, denn es wird durch den primitivg 
Lebensſtandard, erwachſen aus den hierzulande noch üs 
lichen unſozialen Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſen, 1 75 
mehrt! Oſtpreußen fehlen noch 30000 Wohnungen u 
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70000 ſind noch nach den milden Maßſtäben der Bau⸗ 
polizei unzulänglich für Wohnzwecke. Alſo 100 000 Fa⸗ 
milien kein zureichendes Unterfommen! Was Wunder, 
wenn 20 000 Oſtpreußen jahraus, jahrein den Wandexſtab 
ergreifen, heimatlos. — Heim⸗Siedlung tut not, auch in 
der endloſen Weite oſtdeulſchen Landes, ja vor allem hier! 
Es waren ſolche Gedanken, die uns bei der Vorbe⸗ 
reitung und Durchführung des oſtpreußiſchen Heimſtätten⸗ 
tages bewegten. Die Tagung, getragen vom Heim⸗ 
ſtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft, 
war als Führertreffen organiſiert und ſammelte 
rund 300 Männer und Frauen, die in Behörden, Ge⸗ 
werkſchaften, Siedlungsorganiſationen und Geſinnungs⸗ 
gemeinſchaften in der Siedlungsarbeit tätig ſind unter 
dem Ehrenvorſitz unſeres verehrten Freundes Dr. Da⸗ 
maſchke und ſeines Mitkämpfers Lubahn. Erfreulich 
war die ſtarke Anteilnahme der oſtpreußiſchen Behörden 
und Gemeinden unter der Führung des Oberpräſi⸗ 
denten der Provinz, der drei Regierungspräſi⸗ 
denten und des Oſtpreußiſchen Städtetages. 


Die Delegierten der beiden Beamten⸗Spitzengewerkſchaften h 


(D. B. B. und A. D. B.), des Reichsbundes der Kriegsbe⸗ 
ſchädigten, der organijierten oſtpreußiſchen Kleingärtner, 
der Bodenreformer u. a. bildeten den Kern der Tagung, 
die eine beſondere Förderung durch die Oſtpreußiſche 
Heimſtätte und ihren verdienten Leiter, Direktor Na⸗ 
dolny, erfuhr. Die offizielle Beteiligung der 
Stadt Königsberg gab der Tagung einen beſonders 
angenehmen Rahmen. 

Die Tagung fand am 2. und 3. November 1929 im 
Sitzungsſaale des Landeshauſes in Königsberg ſtatt. Nach 
der Eröffnung und Begrüßung der Verſammlung durch 
den Berichterſtatter ergriff das Wort: 

Oberpräſident Dr. h. e. Siehr. 

Im Namen der Provinz Oſtpreußen begrüße ich die 
Teilnehmer der Oſtpreußiſchen Heimſtättentagung auf das 
herzlichſte. Gerade für die Provinz Oſtpreußen gewinnt 
die Frage der Bodenverteilung und Bodenausnutzung, 
und damit einer planmäßigen Entwicklung des Woh- 
nungsbauweſens, durch ihren Charakter als getrennte 

SGrenzprovinz mit geringer Bevölkerungsdichte und ſchwach 
entwickelter Eigenwirtſchaft, beſondere Bedeutung. Es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn das deutſche 
Volk ſich dieſe ſchöne Provinz auf die Dauer erhalten 
will, eine 
Verdichtung der l Fe eine Stärkung deutſcher 

er 

in ihr erreicht werden muß. Dieſes Ziel kann wiederum 
nur durch Steigerung des Wirtſchaftslebens der Provinz 
erreicht werden, und hier ſteht in einer ſo ſtark agrariſchen 

rovinz wie Oſtpreußen die Entwicklung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Gütererzeugung im Vordergrund. Damit ge⸗ 
langt man zwangsläufig dazu, das ländliche Siedlungs⸗ 
weſen und ſeine Förderung in die erſte Reihe zu ſtellen. 
Freilich darf man ſich nicht darauf beſchränken, das ein⸗ 
zige Wittel zur Beſſerung in dem bäuerlichen Siedlungs⸗ 
weſen zu erblicken, ſondern wird auch der Kleinſiedlung 
in jeder Form einſchließlich des Landarbeiterwohnungs⸗ 
baus beſonderes Gewicht beilegen. Hier iſt gerade in letzter 
Zeit viel geſchehen, und es werden jetzt die Landarbeiter⸗ 
wohnungen faſt ausſchließlich in der Form von Beichs⸗ 
heimſtätten ausgegeben. Allerdings mußte hierfür ein 

ſonderer Anreiz dadurch geſchaffen werden, daß mit 
der Ausgabe als Reichsbeimſtätte die Gewährung eines 

Zuſatzdarlehns verbunden wird. 

Es bedarf aber kaum einer beſonderen Hervorhebung, 
daß daneben die Seßhaftmachung der übrigen Bevölke⸗ 

dungs⸗ und Wirtſchaftskreiſe eine der wichtigſten Auf⸗ 

gaben ſein muß, und gerade für die Kreiſe, die Sie heute 
ter vertreten, gewinnt der Grundgedanke ihrer Tagung: 

„Wie kommt der Arbeitnehmer zu einer Heimſtätte“ feine 

ganz beſondere Bedeutung. Wer die Geſchichte der inne⸗ 
ren Koloniſation aus den Anfängen ihrer Entwicklung 

8 r kennt, wird wiſſen, daß 
ie Kleinſiedlung zwar das ſchwierigſte, aber auch das 

ei wichtigſte Problem der inneren Koloniſation ift, 

in Problem, das nicht wie die Wohnungsnot zeitlich 

fü grenzt erſcheint, ſondern, ſolange es eine lebendige und 
weh stets verſchie bende Wirtſchaft in Deutſchland geben 
ird, als wirtſchaftliche und bevölkerungspolitiſche Auf⸗ 
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gabe beſtehen bleiben wird. Für Oſtpreußen bildet dieſe 
Aufgabe Heimſtättenſiedlung das Kernproblem des 
Siedlungsweſens überhaupt. Es gilt, der ſonſt abwan⸗ 
dernden Bevölkerung neue Lebens- und Verdienſtmöglich⸗ 
keiten in der oſtpreußiſchen Heimat zu ſchaffen und die 
Lebensfähigkeit der kleinen Städte und Gemeinden zu 
ſtärken. Das kann am beſten geſchehen, indem man um 
ſie herum und in räumlicher Verbindung mit ihnen 
kleine und größere Siedlerſtellen ſchafft, auf denen den 
Siedlern die verſchiedenſten, mit der Arbeit am Grund 
und Boden zuſammenhängenden Verdienſtmöglichkeiten 
geboten werden, jo daß fie — mit oder ohne Lohnar⸗ 
beit — ihr Auskommen haben und als Erzeuger wie 
als Verbraucher geeignet ſind, die Eigenwirtſchaft der 
kleinen Wirtſchaftszentren, an die ſie ſich anlehnen, zu 
erhalten und zu ſtärken. 

Durch Erlaß des Preußiſchen Winiſters für Volks⸗ 
wohlfahrt vom Februar 1928 iſt bereits darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Mittel aus dem ſtaatlichen Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds in erſter Linie für Flachbauten und Eigen⸗ 
eime mit Gartenzulage zu verwenden ſind. Dieſe Be- 
reitwilligkeit der Staatsregierung, in erſter Linie Klein⸗ 
ſiedlungen zu fördern, läßt die Hoffnung zu, daß in der 
hieſigen Provinz eine organiſche, wirtſchaftliche und kul⸗ 
turelle Entwicklung in die Wege geleitet wird. Ganz 
beſonders möchte ich bei dieſer Gelegenheit der wertvollen 
Tätigkeit der Oſtpreußiſchen Heimſtätte gedenken, die ihre 
Aufgabe in ganz vorbildlicher Weiſe gelöſt hat, und die 
als erſte neben der ſtädtiſchen die ländliche Kleinſiedlung 
und die vorſtädtiſche Siedlung in richtiger Erkenntnis 
der hier vorliegenden Notwendigkeit gefördert hat. 


Landesrat Scheibert 


überbrachte alsdann den herzlichen Gruß des Landes- 
hauptmanns Dr. Blunck, der ſich freue, die Tagung durch 
Bereitſtellung der Räume des Landeshauſes fördern zu 
können. Er wies kurz darauf hin, daß auf Anregung des 
letzten Provinziallandtages durch die Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt der Provinz Oſtpreußen erhebliche Mittel beſonders 
für Landarbeiter⸗Eigenheime bereit geſtellt ſeien. 

Als Vertreter der Stadt Königsberg ergriff ſodann 

Bürgermeiſter Dr. Goerdeler 

das Wort und begrüßte beſonders Dr. Damaſchke im 
Namen des Oberbürgermeiſters. Ihm ſelbſt habe das 
Problem der Zuſammenballung der Menſchenmaſſen in 
den Großſtädten mit den daraus ſich entwickelnden Ge⸗ 
fahren von Anfang ſeiner kommunalen Laufbahn an be⸗ 
ſchäftigt. Die Entfernung und Entwurzelung des Men⸗ 
ſchen vom Boden müſſe bekämpft werden. Die Frage des 
geſunden Bauens ſei belaſtet mit der für den Städtebau 
ſehr weſentlichen Frage einer weitſichtigen und vernünf⸗ 
tigen Grundſtückspolitik. In der Gegenwart dränge ſie 
ſich zuſammen in der fang, der Finanzierung. Möge es 
ſich um Geländebeſchaffung, Straßenbaukoſten, Baugelder 
und Sypothekenbeſchaffung handeln: wo man auch das 
Problem anpade, überall zeige ſich heute die Schwierig⸗ 
keit in der Lage unſerer Wirtſchaft und der Finanzierung. 
Die Stadt Königsberg werde, wenn praktiſche Wege zur 
Ueberwindung dieſer Schwierigkeiten gezeigt würden, be= 
ſonders dankbar ſein. 

Unjer Freund 

Johannes Lubahn, 

dem der Vorſitzende beſonders herzliche Worte des Will- 
kommens als dem Schöpfer und Organiſator der Beamten⸗ 
heimſtättenbewegung entboten hatte, erwiderte nun die 
Grüße und erinnerte daran, daß die Reform des Boden⸗ 
rechts eine Frage von höchſter ſittlicher Bedeutung ſei. 
Die Sympathien des ganzen Reiches gehörten Oſtpreußen. 
Aber wenn Oſtpreußen ſo urdeutſch bleiben ſoll, wie es 
iſt, dann muß oſtpreußiſch Volk innig mit ſeinem Boden 
verbunden ſein und bleiben, dann muß es eine geſicherte 
deutſche Heimſtätte erhalten, mit der man nach den Wor- 
ten des Reichspräſidenten Hindenburg nicht Handel und 
nicht Wucher treiben könne. 


Dr. Damaſchke 


war von dem vorbereitenden Ausſchuß gebeten worden, 
den Ehrenvorſitz der Tagung zu führen. Er ergriff 
nunmehr, von ſtürmiſchem, langanhaltendem Beifall be⸗ 
grüßt, das Wort zu ſeinem Vortrag: 
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Ostpreußische Heimstättentagung 


Am DBVorftandstifh von links nach rechts: Falkenberg, Remmers, Lubahn, Dr. Damaſchke, Legatis, Duelßer 


„Der Heimstättengedanke 
in Vergangenheit und Gegenwart“. 


Der ganze Ernſt und die ganze Dringlichkeit des 
Problems wurde von dem Redner mit ſeiner eindringlich 
packenden, von idealem Wollen durchglühten Beredtſam— 
keit aufgezeigt. 

Bodenreform iſt die wirtſchaftliche Geſamtanſchauung, 
die zwiſchen dem Kommunismus und dem Mammo⸗ 
nismus, dem rückſichtsloſen Individualismus, die rettende 
Verſöhnung finden will. Von dem Verhältnis, in dem 
ein Volk zu ſeinem Vaterlande ſteht, hängt zuletzt ſein 
Schickſal ab. 

Stadt und Land hängen untrennbar zufammen. 


Auch in den Städten iſt keine dauernde Geſundung mög⸗ 
lich, ſolange die Abwanderung vom Lande fortwährend 
neue Menſchenmaſſen in die Städte führt. Von 1919 bis 
zum 1. Juli 1925 ſind allein aus Oſtpreußen 158 000 
Menſchen abgewandert, und die Zahlen dieſer Abwande⸗ 
rung ſind noch im Steigen begriffen. Es müſſen tiefe 
ſoziale Urſachen ſein, die eine ſolche volkswirtſchaftliche 
Erſcheinung hervorrufen. 
Ich möchte an dieſer Stelle 
dem oſtpreußiſchen Großgrundbeſitz in aller Offenheit ein 
ſehr ernſtes Wort ſagen. 

Ueberall in Mitteleuropa haben die landarmen und land⸗ 
loſen Menſchen Land erhalten. Gewiß, die Bodenreform 
iſt in dieſen neuen Staaten oft verzerrt mit nationa⸗ 
liſtiſchen Gedanken, ſie iſt brutal durchgeführt, und die 
deutſche Bodenreform, die Mutter des Bodenreformge—⸗ 
dankens in Europa, legt ausdrücklich Verwahrung ein 
gegen eine ſolche Verzerrung ihrer großen Gedanken des 
ſozialen Friedens und der Verſöhnung. Aber auf der 
andern Seite ſteht die Tatſache, daß es unmöglich iſt, 
daß Oſtpreußen, Pommern, Mecklenburg, die Grenzmark 
und Schleſien das einzige Großgrundbeſitzerland in Eu⸗ 
ropa bleiben können. An unſern öſtlichen Grenzen ſind 


220 000 neue Bauernhöfe entſtanden, denen wir nur 12 000 


entgegenzuſetzen haben! Auch in Oſtpreußen wird die 
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Bodenreform durchgeführt, und es iſt nur die Wahl, 
ob es ſchrittweiſe, organiſch, friedlich geſchehen kann oder 
in Stunden der Verzweiflung gewalttätig, blutig. Der 
erſte Schritt zu einer Beſſerung auf dem Lande muß 
darin beſtehen, daß 
auch der kleinſte Mann auf dem Lande eine Hoffnung 
haben kann, eine geſicherte Heimſtätte zu gewinnen und 
bei Fleiß und Sparſamkeit ſich in die Höhe zu arbeiten. 

In den Städten iſt das Wohnungselend nicht nur 
eine Folge des Krieges, auch im reichen Deutſchland war 
die Not furchtbar. Am 2. Dezember 1905 gab es z. B. 
nach der amtlichen Wohnungsaufnahme 

in Königsberg 4630 Wohnungen, 

die nur ein einziges heizbares Zimmer hatten, aber von 
6—13 Menſchen verſchiedenen Alters und Geſchlechts dau— 
ernd bewohnt waren. Durch den Krieg haben ſich dieſe 
Verhältniſſe weſentlich verſchärft. 
aufgebaut wurde, wurde der Artikel 155 in die Witte der 
Grundrechte des deutſchen Volkes geſtellt, der Boden— 
reformartikel, der da verlangt, daß 

Als das neue Reich aufgebaut wurde, wurde der 
Artikel 155 in die Witte der Grundrechte des deutſchen 
Volkes geſtellt, der Bodenreformartikel, der da verlangt, daß 
aller Mißbrauch mit dem Boden künftig ausgeſchloſſen 
wird und jede deutſche Familie eine Wohnheimſtätte oder 
Wirtſchaftsheimſtätte im Vaterlande erlangen kann. 

Dazu verlangte die Nationalverſammlung noch eine 
Reform des Enteignungsrechtes. Im Ständigen Beirat 
für Heimſtättenweſen haben wir einen Geſetzentwurf aus- 
gearbeitet. Der Reichstag hat 1926 gefordert, daß dieſer 
Entwurf vorgelegt würde. Es ſtimmten dafür Männer 
und Frauen aus allen Parteien. Im Juni 1929 hat der 
Reichstag erneut die Vorlage gefordert, und es iſt zu er⸗ 
warten, daß in den nächſten Wochen dieſer Geſetzentwurf 
dem Reichstag zugeht. Sein Zweck iſt, den Gemeinden 
die Pflicht und die Möglichkeit zu geben, Bodenvorrats⸗ 
wirtſchaft zu treiben, damit Heimſtättenbildung mögli 
iſt. Man glaubt leider in landwirtſchaftlichen Kreiſen. 
das koſte zuviel Land. Aber ſelbſt 1 Million Wohnheim 
ſtätten wären auf dem 30. Seil der Provinz Oſtpreußen 
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Ostpreußische Heimstättentagung 


unterzubringen. Und unjerer Ernährung ginge dies Land 
nicht verloren. Aber es iſt ſcharf zu unterſcheiden, daß 
nur eine Bodenvorratswirtſchaft „zur Durchführung des 
Artikels 155“ verlangt wird, d. h. daß 

die Gemeinden ſelbſt nicht ſpekulativen Mißbrauch 
mit dem Boden treiben dürfen, ſondern den Boden billig 
abgeben müſſen, damit wirklich Heimſtättenbildung mög⸗ 
lich wird. 

Wer da will, daß unſer Volk noch Kinder hat, die 
geſund an Leib und Seele aufwachſen können, wer da 
will, daß das te Volk noch eine Zukunft haben 
ſoll, der muß deutſche Bodenreform wollen! 

Die mit warmherzigem Humor gewürzten und von 


tiefem ſachlichem Ernſt getragenen Ausführungen des 


greiſen Vorkämpfers der deutſchen Bodenreformbewegung 
dermittelten der großen Verſammlung ſtarke Eindrücke. 
Wiederholte Zuſtimmungsäußerungen während der Rede 
und ſtärkſter Beifall am Schluß zeigten, daß dieſer Ge⸗ 
wiſſensruf verſtanden und aufgenommen wurde. 

Nicht weniger herzlich begrüßt folgte nun der hoch⸗ 
derdiente Vorkämpfer für gerechte Bodenwirtſchaft im 
Dienſte unſeres Volkes, 


Geh. Regierungs- und Miniſterialrat Dr. Pauly 
vom Preuß. Minifterium für Volkswohlfahrt mit einem 
Vortrag 


„Der Heimstättengedanke 


in Gesetzgebung und Praxis“. 
Er wies darauf hin, daß er die Provinz Oſtpreußen, 
in der er über ein Jahrzehnt gewirkt habe und zwar 
angere Zeit als Landrat in Allenſtein, als ſeine Heimat 
anſehe. Die Oſtpreußiſche Heimſtätte ſchaffe unter ihrem 
verdienſtvollen Generaldireftor Nadolny überall Vorbild⸗ 
iches. Hier werden wohl 
mehr Heimſtätten errichtet als in irgendeiner Provinz 

des Reiches, in dieſem Jahre ſollen es 1000 werden. 

x Stürmiſcher Beifall). 

3 Pauly gibt der AUeberzeugung Ausdruck, daß es in 
aukunft keine Mietkaſernen mehr, ſondern nur noch Ein⸗ 
Kumilienhäuſer gibt. Die große Maſſe wohne in keinem 
hallturlande ſo bedauerlich, wie in Deutſchland. England 

t ſeinen Vorſprung erreicht durch ſein Bodenrecht. Das 


9 


Ergebnis der Mietkaſernenwohnweiſe iſt in den Groß— 
ſtädten eine außerordentlich ſtarke Geburtenabnahme. Die 
dritte Generation der Großſtadtfamilie iſt im Durchſchnitt 
ſteril. Der Handarbeiter wird in ſeinem Beruf zum 
Maſchinenteil. Dem kann nur entgegengewirkt werden 
durch ſeine Tätigkeit und durch ſein Leben außerhalb der 
Fabrik. Winiſterialrat Dr. Mallwitz jagt, daß die Men⸗ 
ſchen infolge der Wohnweiſe an einer Art von „Stall- 
krankheit“ leiden, und daß Menſchenaufbau dringend 
nottue, um den Weltfortſchritt, den die Großſtädte tat— 
ſächlich bedeuten, zu bewirken. Er zeigt an vielen Bei⸗ 
ſpielen, wie man um billiges Geld an vielen Orten 
Eigenheime mit kleinen Gärten gebaut hat. 

Wie helfen wir aber denjenigen Leuten, und das wird 
für abſehbare Zeit die große Mehrheit bleiben, die noch 
in den Mietkaſernen wohnen? In dem preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetz zum Reichsheimſtättengeſetz iſt die Mög- 
lichkeit vorgeſehen, 

Heimſtätten ohne Häuſer 

zur Verfügung zu ſtellen. Das iſt ſo gemeint. daß den 
Bewohnern der Mietskaſernen, joweit ſie es haben wollen, 
ein Kleingarten zur Verfügung geſtellt wird und daß 
weite Gebiete im Stadtplan für dieſen Zweck vorgeſehen 
werden, damit dieſe Gärten den Miethausbewohnern dau⸗ 
ernd erhalten bleiben. Die Heimjtättengärten find auch 
wichtig in bezug auf die Bindung des einzelnen an die 
Heimſtätte. 

Dr. Pauly durfte nicht nur für ſeine Ausführungen 
den herzlichen Dank der oſtpreußiſchen Siedlungsvertreter 
entgegennehmen. Oſtpreußen dankt ſeiner ſachkundigen 
Hand und ſeiner tatkräftigen Arbeit manchen Ge⸗ 
winn auf dem Gebiete der Siedlung, der Kleingarten⸗ 
und Pachtlandwirtſchaft. 

Die Tagung ſtand unter dem Thema „Arbeit⸗ 
nehmer und Heimſtätte“. Das fand am Sonn⸗ 
abend abend in einer Maſſenverſammlung in 
einem der großen Säle Königsbergs beſonders finn- 
fälligen Ausdruck. Insbeſondere Gewerkſchaftler aller 
Richtungen waren der Einladung zu dieſem Abend ge- 
folgt. War es doch ein beſonderes Ereignis, hier mit 
Dr. Damaſchke die beiden Führer der deutſchen Be⸗ 
amtenbewegung zu einer der brennendſten Tages⸗ und 
Lebensfragen zu hören. 
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Zunächſt ſprach der Direktor des Deutſchen Beamten- 
bundes 
Ernſt Remmers 


über » 


„Beamtenpolitik und Bodenreform“. 


In der Bodenreformfrage ſei die Beamtenſchaft vollſtändig 
einig. Sie iſt durch die Erfahrung dahin gekommen, 
daß mit Wohnungsgeld oder beweglichen Teuerungszu⸗ 
ſchlägen ihr nicht grundlegend zu helfen ſei. Auch alle 
Beſtrebungen, die Preisbildung zu beeinfluſſen und die 
große Spanne zwiſchen Erzeuger- und Kleinhandelspreis 
zu verringern, ſind im großen und ganzen fehlgeſchlagen. 
Auf alle Volksſchichten laſtet heute ein ſolcher wirtſchaft⸗ 
licher Druck, daß ſich geradezu eine verbitterte Stimmung 
gegen die Feſtbeſoldeten zeigt, während dieſe ſelbſt bei 
allen Bemühungen nichts Durchgreifendes für ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Sicherſtellung haben erreichen können. 

Die Bodenreform lehrt, daß eine Amgeſtaltung des 
Bodenrechts außerordentlich günſtige Wirkungen auf die 
geſamte Preisbildung hat. Dieſe Lehre kann uns Rettung 
bringen. Mit zäher Ausdauer und Begeiſterung haben 
die Führer der deutſchen Bodenreformbewegung an ihrer 
Auffaſſung feſtgehalten. Die Gedanken der Bodenreform 
weiſen auf ganz andere Steuermöglichkeiten für den Staat 
hin. Das Wohnheimſtättengeſetz kann, wenn es ſo ange⸗ 
nommen wird, wie der Ständige Ausſchuß es ausge⸗ 
arbeitet hat, ein grundlegendes Geſetz werden. 

Wir alle ſtehen hinter dieſem Entwurf. 
Die Beamtenorganiſationen haben den Wohnungsbau 
ſtark gefördert. In Potsdam allein ſind 20 Prozent aller 
Wohnungen von den Beamten geſchaffen worden. Auch 
auf dem Gebiete des Bauſparkaſſenweſens ſind die 
Spitzenorganiſationen der Beamtenſchaft vorangegangen. 
In der Wohnungsfrage können wir nicht zurück zum 
privatwirtſchaftlichen Mietskontrakt, der den Wieter recht⸗ 
los macht gegenüber dem Vermieter. Wir wollen ein 
ſoziales Wohnungsrecht, das den lebendigen Menſchen 
über die Sache ſtellt. Gerade die Beamtenſchaft muß 
führend ſein bei der Bodenreform, nicht nur im eigenen 
Intereſſe, ſondern im Intereſſe des ganzen Volkes. 
Ueber 


„Arbeitnehmer und Bodenfrage“. 


ſprach ſodann der Vorſitzende des Allgemeinen Deutſchen 
Beamtenbundes, 5 
Albert Falkenberg, M. d. R. 

Arbeiter, Angeſtellte und Beamte bilden eine Ein⸗ 
heitsfront und zwar deswegen, weil ſie mehr oder minder 
- alle Gehaltsſklaven geworden ſind und die gleiche An⸗ 
ſicherheit der Exiſtenz aufwieſen. Das käme daher, daß 
der Arbeitnehmer im Laufe der Zeiten vom Boden ge- 
trennt worden wäre. Deswegen ſollten ſich alle wieder 
für die Heimſtättenbewegung einſetzen, die eine Rüde 
eroberung des verloren gegangenen Bodens darſtelle. 
Auf eigener Scholle in einer gewiſſen Unabhängigkeit 
würde der Arbeitnehmer dann den Unbilden des Lebens 
beſſer gerüſtet gegenüberſtehen. Bodenbeſitz ſei immer ein 
Mittel zur Beherrſchung der nichtbeſitzenden Menſchen 
geweſen, da der Boden eben nicht vermehrbar ſei. Die 
Entwurzelung des Menſchen vom Boden ſei eine Prämie 
für den Radikalismus. 

Redner machte darauf aufmerkſam, daß die letzte 
Kriegslaſtenverteilung noch nicht erfolgt ſei. Hier hätten 
ſich alle Arbeitnehmer in einer Einheitsfront zuſammenzu⸗ 
ſchließen, damit in der Konſolidierungsperiode das Soli⸗ 
daritätsgefühl geſtärkt würde. Inſofern verführen die 
amerikaniſchen Induſtriekapitäne klüger, als ſie nicht mög⸗ 
lichſt hohe Arbeitsleiſtung für möglichſt geringen Lohn 
verlangten, ſondern möglichſt hohen Lohn geben bei ge⸗ 
ringer Arbeitszeit, damit der Konſum wieder ſteige. Die 
erſte Aufgabe für die Arbeitnehmer ſei der Wiedererrin⸗ 
gung des Bodens und ſchließlich die Sicherung einer ge⸗ 
rechten Verteilung. Die Wirtſchaft ſei des Menſchen 
wegen da und nicht der Menſch der Wirtſchaft willen. 

Das zündende Schlußwort zu dieſen Darlegungen 
der beiden Beamtenführer ſprach Dr. Damaſchke. 


Der Abend kann als ein beſonders erfreulicher Erfolg 
für die Heimſtättenarbeit in Königsberg gebucht werden. 
Er fand einen gemütlichen Abſchluß im kleinen Kreiſe, 
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wo noch manche wertvolle Anregung für praktiſche Ar— 
beit getauſcht wurde. 


Am Sonntag früh eröffnet Dr. Damaſchke die Ta⸗ 
gung mit einem dringenden Appell an die Kreiſe, die 
ſich „national“ nennen, ſich in den Fragen der Boden⸗ 
reform eine ſelbſtändige Ueberzeugung zu erarbeiten. Wer 
von vornherein ablehnt, der verſündigt ſich an der fried⸗ 
lichen organiſchen Entwicklung unſeres Volkes. Dieſe 
Tagung iſt gemeint als ein Stoß gegen Ihr Gewiſſen: 
was kann, was muß der Einzelne tun, um die hier er⸗ 
örterten Gedanken in ſeinem Berufskreiſe, in ſeiner Ge⸗ 
meinde zu einer Macht werden zu laſſen. 


Nunmehr folgt ein großangelegtes Referat von 
Stadtrat Dr. Weber, Königsberg, 


„Die Bodenwirtschaft der Stadt 
Königsberg“ 


Der Vortrag war eine ſehr injtruftive Einführung in die 
großen Schwierigkeiten großſtädtiſcher Siedlungspolitik, 
gleichzeitig aber auch die Forderung an Kommunal- und 
Siedlungspolitiker, ſich der großen Verantwortung bewußt 
zu ſein, die auf großſtädtiſcher Siedlungsarbeit laſtet. 


Generaldirektor Nadolny 
von der Oſtpreußiſchen Heimſtätte behandelt 


„Forderungen beim Bau einer 


Heimstätte“ 


nach der wirtſchaftlichen Seite und machte bedeutſame 
Ausführungen über die Möglichkeit, den Heimijtitten- 
gedanken tatkräftig zu fördern. Landarbeitereigenheime 
wurden von der Oſtpreußiſchen Heimſtätte gebaut: 1924: 
27 1925: 123 1926: 236 1927: 362 
1928: 499 — 1929 (in den erſten neun Monaten): 831. 
2169 Anträge liegen bei der Oſtpreußiſchen Heimſtätte noch 
vor, die Eigenheime wünſchen, leider fehlt augenblicklich 
das Geld dazu. Dieſes plötzliche Anwachſen der Land⸗ 
arbeitereigenheime kommt daher, daß die Arbeitgeber- 


übe 


und die Arbeitnehmerverbände der Landwirtſchaft ihre 


Errichtung jetzt als dringende Notwendigkeit erkannt 
haben. 


Jeder Menſch mit einigem Sparſinn müßte in ab⸗ 
ſehbarer Zeit in die Lage kommen, ſich eine Heimſtätte 
zu ſchaffen, die nicht nur Wohnraum, ſondern gleichzeitig 
Anteil an einem Stück deutſchen Bodens iſt. 

Der einzelne Heimſtätter muß ſich zum Gedanken der 
Heimſtätte anders einſtellen. Es iſt doch vielfach jo, daß 
der Heimſtätter glaubt, es müßte für ihn eine kleine 
Villa geſchaffen werden. Jeder darf verlangen, daß ihm 
eine wirkliche Heimſtätte zum Eigentum geboten wird, 
daß er unabhängig wird vom Vermieter und von der 
Kündigung, daß ihm nicht allzu hohe Koſten aufgebürdet 
werden. Er Be aber nicht verlangen, daß ihm mehr 
Wohnraum gegeben wird, als ihm nach jeiner Wirte 
ſchaftslage zuſteht. Er muß daran denken, daß au 
andere denſelben Anſpruch auf Zuwendung öffentlicher 
Mittel haben. Nur unter der Vorausſetzung, daß 
jeder ſich einfügt in die allgemeine Bauwirtſchaftsordnung, 
ann eine Verbilligung des Wohnungsbaues für Heim? 
ſtätten eintreten. Nur dann iſt ein rationeller Heim“ 
ſtättenbau, die Aufſtellung von Typen für Einzel- und 
Doppel- und Vierfamilienhäuſer möglich. ; 

Generaldirektor Nadolny beſprach einige Typen, die 
die Oſtpreußiſche Heimſtätte in den letzten Jahren errichtet 
hat, und errechnete die Koſten und die Finanzierung, 
Das Eigenheim mit Garten iſt nicht teurer als eine 

Wohnung in einem großen Baublock. 


Zuletzt und doch nicht „zuletzt“ ſprach dann 
Johannes Lubahn 


als Leiter des Heimſtättenamtes der deutſchen Beam long 
ſchaft und Schöpfer der Beamtenbauſparkaſſe über da 
a: 


Them 
„Der Weg des Beamten 


zur Heims fäfte“. N 
Seine Worte waren ein Aufruf an den oſtpreußiſchel 
Beamtenkreis in allen Lagern, ſich verantwortung 
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bewußt und tatkräftig in den Dienſt der bodenreforme— 
riſchen Siedlungsaufgabe zu ſtellen. Der nächſte Schritt 
für uns iſt der in die Praxis der Beamtenſiedlung, wie 
ſie die Beamtenbauſparkaſſe erſchließt. Er geht auf Sinn 
und Bau der Beamtenbauſparkaſſe ein. 

Die Beamtenſpitzenorganiſationen haben auf Vor⸗ 
ſchlag Lubahns das Beamtenheimſtättengeſetz veranlaßt. 
Der Zweck des Beamtenheimſtättengeſetzes iſt, anſtelle des 
Gehaltsteils, der für eine beſtimmte Reihe von Jahren 
abgetreten wird, ein Kapital zu beſchaffen. Dieſes Ka⸗ 
pital kann als Erſatz des eigenen Geldes oder als Reit- 
baugeld oder Reſtkaufgeld für eine Heimſtätte verwendet 
werden. Zur Durchführung des Beamtenheimſtättenge⸗ 
ſetzes haben die Beamtenſpitzenorganiſationen die Be⸗ 
amtenbauſparkaſſe (Berlin, Leſſingſtr. 11), gegründet. 
Selbſtverſtändlich können Heimſtättendarlehen, die die Be⸗ 
amtenbauſparkaſſe gewährt, auch als erſte und zweite 
Hypotheken eingetragen, alſo nicht nur als Rejtbaugeld 
verwendet werden. 

Die Darlehen ſind zugunſten der Bauſparer unkünd⸗ 
bar. Jeder Beamte kann koſtenfrei Auskunft über das Be⸗ 
amtenheimſtättengeſetz von der Beamtenbauſparkaſſe und 


den Beamtenſiedlungsbeiräten für Oſtpreußen erhalten. 


Die Ausführungen Lubahns wurden mit großem In⸗ 
tereſſe von den Delegierten entgegengenommen und ihr 
Beifall ſoll auch den Dank ausdrücken für die opfervolle 
Lebensarbeit unſeres verehrten Freundes. 

Im Anſchluß an den Vortrag wird folgende Ent— 
ſchließung einſtimmig angenommen: 


Die zur Durchführung des Beamtenheimſtätten⸗ 
geſetzes von den Beamtenſpitzenorganiſationen ge⸗ 
gründete Beamtenbauſparkaſſe bietet jedem Beamten 
die größte Sicherheit und die größten Vorteile. Jeder 
Beamte, der eine Heimſtätte beſitzt oder erſtrebt, ſoll 
ſich deshalb der Beamtenbauſparkaſſe anſchließen. 


Queißer, Vertreter des A. D. B. 
betonte, daß in den nächſten Wochen mit den verſchie⸗ 
denen Körperſchaften und Perſönlichkeiten gründlich durch⸗ 
geprüft werden ſolle, was zur Förderung und Verwirk⸗ 
lichung unſeres Zieles noch getan werden müſſe. Dieſe 
Tagung und ihre Ziele dienen nicht dem Einzelintereſſe, 
ſondern dem kulturellen und ſozialen Aufſtieg unſeres 
ganzen Volkes. 
Adolf Damaſchke ſchließt 

die Tagung: Wenn Bodenreformer aus allen politiſchen 
und religiöſen Lagern zuſammenkommen, ſo gilt das erſte 
und letzte Wort unſerem deutſchen Vaterlande, das durch 
unſere Arbeit auch ein geſegnetes deutſches Kinderland 
werden joll. — Und das Hoch auf das Vaterland bil— 
dete den Abſchluß der Verhandlungen. 


Die Heimjtättentagung hat den oſtpreußiſchen Be- 
amten und weiten Kreiſen der Arbeitnehmerſchaft aller 


Gruppen Grundlage, Umfang und Ziel unſerer Heim⸗ 


ſtättenbewegung gezeigt. Daß dieſer Wegweiſung tat⸗ 
kräftige Arbeit in der erkannten Richtung folge, iſt eine 
Hoffnung auf oſtpreußiſche Zähigkeit. 


Sechste Zuteilung der Beamtenbausparkasse. 


Am 6. Januar 1930 fand die 6. Zuteilung in den Räu⸗ 
men der Beamtenbauſparkaſſe in Anweſenheit des Notars, 
Juſtizrat Schumacher, und des ſtellvertretenden Treu⸗ 
händers, Herrn Dr. Damaſchke, des bekannten Führers 
der e ſtatt. 

Die Zuteilung war für diejenigen Abtretungsbeträge vor⸗ 
genommen, die bis zum 30. Juni 1930 auf Grund des Ab⸗ 
tretungsverfahrens eingehen müſſen. 

Johannes Lubahn erläuterte das Zuteilungsverfahren. 
Die gleichberechtigten Sparer waren in beſonderen Zuteilungs⸗ 
gruppen zuſammengefaßt. Innerhalb dieſer Gruppen ent⸗ 
ſchied das Los, das von nachſtehenden Herren des Aufſichtsrats 
und des Vorſtandes der Beamtenbauſparkaſſe ſowie des Heim⸗ 
ſtättenamtes gezogen wurde: Kugler, Kaufmann, Fritz, Liebow, 
Führer, Dr. Kaßner, Remmers, Wagner, Lubahn. 

Zugeteilt wurden an 69 Sparer insgeſamt 424000 M. 

Seit dem Beſtehen der Beamtenbauſparkaſſe ſind damit 
510 Sparer mit einem Geldbetrage von 3 223 000, — M. aus⸗ 
geloſt worden. Dazu treten 443 freie Darlehen im Geſamt⸗ 
betrage von 1604 000, — M., die die Sparer ſich gegen 
Verpfändung der Abtretungsrechte ſelbſt beſchafft haben. Bei 
einem Beſtande von rund 4 Sparern konnten bisher 
953 Darlehen in einer Geſamthöhe von 4827 000, — M. bereit⸗ 
geſtellt werden. Keine andere Bauſparkaſſe konnte in ſo kurzer 
Zeit ein gleich günſtiges Ergebnis erzielen. 


Wir laſſen die Namen der Sparer folgen, denen diesmal 
Darlehen zugeteilt werden konnten. 


Lfd. Nr.: Sparer: Ausgeloſter Vetrag: 
442 Oberpoſtſekretär i. N. S., Noſſen 2 000 
443 Pol.⸗Hauptwachtmeiſter N gg i. Sa. 6 000 
44 Eiſenb.⸗Lademeiſter i. N. Gr. Ausker 2 000 
445 Heeresberpfl. Amtsdir. si Vöndgsberg (Pr) 3 000 
446 Sberweichenwärter 3., Kö in⸗Waringen 3 000 
447 Pol.⸗ Hauptwachtmeiſter D Saubach i. Tür. 3 000 
448 Sberſekretär i. N. E., Berlin⸗Cöpenick 3 000 
449 Jollinſpektor ., Landshut (Vayern) 1 000 
350 Geh. Rechn.⸗Reb. H., Potsdam 5 000 
451 Studienrat H., Zwickau (Sa.) 4000 
452 8 er St., Berlin 4000 
453 Obe Senn tretär M., Siege 4000 
Sa Oberpoſtſekretär D., Marti Dberdorf (Bayern) 6000 
55 Telegr.⸗Aſſiſtentin St., Verli 4.000 
450 Studienrat W., Elifenruh ca Hamburg) 10 000 
457 Seiser. 6 Jena 4 000 
5 . a 125 vn) 4 000 
80 Kammermuſike Altenburg 6 000 
152 Wa e 8, Secu 155 a. * 4000 
— Kraftomn zur 4 000 
2 Poſtinſpektor B., Bad Be 15 000 


Lfd. Nr.: Sparer: Ausgeloſter Betrag: 
463 Oberzollſekretär 5 Stettin 10 000 
464 „ Frankfurt a. M. 9 000 
465 Steueraſſiſtent N Zſchopau (Sa.) 3000 
466 Zollſekretär B., Fürth i Odenw. 4000 
467 Ratsoberjefretär E., Meißen (Sa.) 6 000 
468 an usberwalter Sch., ge a. N. 4000 
469 ſtinſpektor P., Kiel -Haſſee 6 000 
470 Volksſchullehrer 5., Kamenz ee 5 000 
471 Rangieraufjeher „Neiße (D.-©.) 6 000 
472 Lokomotivführer T., Leipzig⸗Kleinzſchocher 8 000 
473 Poſtaſſiſtent D., Berlin⸗Charlottenbur 4000 
474 omotipführer B., Laubach (Oberheſſen) 7 000 
475 Weichenwärter K., Walporsheim 8 000 
476 Weichenwärter K., Breslau 6 000 
477 Straßenwart G. „Tannheim (Württbg.) 5 000 
478 Stadtinſpektor Weimar 12 000 
479 Zugführer B., Sichoben b. Weſel 6 000 
480 Eiſenbahn⸗Oberſekretär Sch., Krozingen 10 000 
481 Tele ann P. Berlin-Charlottenburg 11 000 
482 Poſtſchaffner D., Fürth re 6 000 
483 Steuerbetr.⸗Aſſ ſiſtent K., Liegn 7 000 
484 Lehrer D., Kirchwärder Saeed Hamburg) 10 000 
485 Sberſteuerſetretär Sch., Limburg 

486 ee W., Wurmshan (Bayern) 14 000 
487 ſtſchaffner O Kandrzi in 0 000 
488 Rektor Sch., Mühl en (Thür.) 2000 
489 Bol. ⸗Hauptwachtmei ter E., Ruhleben 4000 
490 Studienrat W., Dortmun 3 000 
491 Lehrer W., . (Weſtf.) 2 000 
492 Lehrer Sch., Glog 4000 
493 Lehrer N., Creuſit, Kr. Delitzſch 2 000 
494 Mittelſchullehrer Dr. K., Bln. nel 2000 
495 Hauptlehrer i. NR. N., Wurg 15 Holſtein 4000 
496 Gewerbeoberlehrer St., Ber 5 000 
497 Kreisausſchu ⸗Oberſekr. 5 25 Ritter ude b. Bremen 2 000 
498 Sr — H., Züntersbach, rs. Schlüchtern 4.000 
499 Lehrer S., Dobersdorf, Krs. Leobſchütz (O.⸗S.) 000 
500 Stadt⸗Ing. C., Charlottenburg 0 000 
501 e „Düſſeldorf 6 000 
502 N K., ae (Hohenzollern) 10 000 
503 Lehrer © N auſen 10 000 
504 Lehrer N., d Kudowa, Krs. Glatz 7 000 
505 Lehrer Sch., 1 den b. Straußberg 16 000 
506 Dipl. ⸗Handelslehrer i. N. D., Düſſeldorf⸗Lohauſen 8 000 
507 Rektor H., Alt⸗Budkowitz (©. =©.) 0.000 
508 Stadtſekretär M., S 10 000 
509 Mag. ⸗Verw.⸗Geh. Königsberg (Pr.) 6 000 
510 Lehrer K., Be We ſtf.) 5 000 


zuſammen 424 000 


Bausparer: 
Kurt Dunkel, 
Justizinsp., 
Reichenbach 
O.-L. 


Darlehn der Beamtenbausparkasse: 8000 M. zu 41/,°/, Zinsen 
15ijährig. Sparzeit,36,05 M. monatl. Sparbetr. einschl. Sicher.-Zuschlag 
Größe des Grundstücks: 963 qm 

2 Wohnungen mit zusammen 140 qm Wohnfläche 
Gesamtkosten: 20000 M. 

Finanzierung: 

1. Hypothek 6000 M. 7% Zinsen = 420 M. 
2. Hausz.-H. 5000 „ 1° 0 


Va m. 


+ 1% Tilgung = 60 M. 


3.B-B-S. 8000 , 4½ % „ 360 „ 
4. Eig. Mittel 1000 „ 
Zi 30 M. +. Til 60 M. 
1 insen 8 ilgung 6 
a) Vermietung 300 M. 
b) Garten 50 „ — 350 M. 


Zinsen = 480 M. + Tilgung 60 M. 


* 


Bausparer: 
Ernst Graebke, 
Oberzollsekr., 
Salzwedel 


Darlehn der Beamtenbausparkasse: 12000 M. zu 4½% Zinsen 
15jährig. Sparzeit, 55,55 M. monatl. Sparbetr. einschl. Sicher.-Zuschlag 
Größe des Grundstücks: 388 qm 

2 Wohnungen mit zusammen 140 qm Wohnfläche 
Gesamtkosten: 21000 M. 

Finanzierung : 


1. Hypothek 3000 M. 8%, Zinsen = 240 M 

2. Hausz.-H. 6000 „ 1 — YA NER 

3. B-B-S. 12000 l 1 

2 Zinsen — 1020 M. 

Einnahmen: 

a) Vermietung 540 M. 

b) Garten — — 540 M 

Zinsen — 480 M 


Geschichte ade Nationalökonomie. 


D Dr. Dr. Adolf Damaſchke, der Vorſitzende des 
Bundes Deutſcher Bodenreformer und des Ständigen Beirats 
für Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsminiſterium, hat einen 
großen Erfolg zu verzeichnen. Sein Werk „Geſchichte 
der Nationalökonomie“ hat in dieſen Tagen eine 
Auflage von 100 000 Stück erreicht. Es gibt kein änhnliches 
Buch, das eine ſo hohe Auflage erlebt hat. Das Werk iſt in 
2 Bänden erſchienen, 961 Seiten ſtark, broſch. zu 10,— M., 
gebunden zu 13,— M. durch den Verlag Guſtav Fiſcher-Jena 
oder durch die Buchhandlung Bodenreform, Berlin, Lejjing- 
ſtraße 11, zu beziehen. : 

Adolf Damaſchke ſchreibt im Vorwort zu ſeinem Buch: 
„Als um die Wende des 19. Jahrhunderts „bewährte“ For- 
men zerbrachen und „ewige“ Rechte erſchüttert wurden, als 
jeder Staat Europas vor die Wahl geſtellt war: organiſche 
Reform oder gewaltſamer Umſturz?, faßte Goethe die Er— 
fahrungen dieſer Zeit in das Wort: 

. . . Der Menſch, der zur ſchwankenden Zeit auch 
ſchwankend geſinnt iſt, 
Der vermehret das Uebel und breitet es weiter und weiter. 
Aber wer feſt auf dem Sinne beharrt, der bildet die 
Welt ſich.“ 


Wir leben wieder in einer recht ſchwankenden Zeit. Das po- 


litiſche Leben in unſerm Volke iſt zerriſſen. In einer Zeit des 


allgemeinen, gleichen, direkten Wahlrechts iſt es geradezu ver— 
heerend, wenn Millionen Wähler nicht wiſſen, auf welche 
Seite ſie ſich ſtellen ſollen. 

Die Parteien wiederum ſchwanken. Soll hier eine Beſſe⸗ 
rung eintreten, ſo müſſen wir nach einer klaren Erkenntnis 
der inneren Zuſammenhänge volkswirtſchaftlicher und ſozialer 
Vorgänge ſuchen und dürfen uns durch den häufig betäu⸗ 
benden Lärm des Tages nicht betören laſſen. Dr. Adolf 
Damaſchke gibt uns in ſeiner „Geſchichte der Nationalöko⸗ 
nomie“ eine Kulturgeſchichte über Aufgang und Nie⸗ 
dergang der Völker. Er zeigt mit ſtaatsmänniſchem Blick, 
wodurch alte Kulturvölker zugrundegegangen ſind und zeigt 


Schriftleitung: Johannes Lubahn. Verantwortlich für den 


der deutſchen Beamtenſchaft e. V. Sämtlich: Berlin AW 87, Leſſingſtr. 11. — Druck von Robert Müller, Potsdam. 
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durch Jahrhunderte hindurch, wie ſich volkswirtſchaftliche Leh⸗ 
ren in der Praxis bewährt haben. Bis in die letzten Jahre 
hinein werden volkswirtſchaftliche Lehren wie der liberalen 
Schule, des nationalen Syſtems, des Kommunismus, des 
Anarchismus, der Bodenreform, in ihrer Auswirkung meiſter⸗ 
lich dargeſtellt. Damaſchke iſt eine Führergeſtalt, wie ſie 
in unſerem Volke ſelten iſt. Seine unbedingte Wahrheits⸗ 
liebe, ſein Gerechtigkeitsſinn geben ihm die Kraft, Wahrheit 
und Irrtum überparteilich darzuſtellen. Wer ſein Werk 
lieſt, erhält nicht nur eine große Bereicherung volkswirt⸗ 
ſchaftlicher, politiſcher Kenntniſſe, ſondern wird durch die hohe 
geiſtige und ſittliche Kraft Damaſchkes dazu geführt, die ſo- 
zialen Notwendigkeiten unſerer heutigen Zeit klar zu er⸗ 
kennen, um dann mit feſtem Sinn unſerem Volke in ſeinen 
vielen Nöten dienen zu können. Als ich vor mehr als 
25 Jahren die erſten Vorträge Damaſchkes aus feiner Ge- 
ſchichte der Nationalökonomie hörte, fiel es mir wie Schuppen 
von den Augen. Damaſchke zeigte und zeigt heute noch klar 
und deutlich den Weg zum ſozialen Frieden und zur ſozialen 
Verſtändigung, den Weg zur ſozialen Gerechtigkeit. Ich 
ſchloß mich ſeiner Fahne an und blieb dieſer Fahne treu und 
werde ihr bis zu meinem Ende die Treue halten. 
Johannes Lubahn. 


Mitteilungen. } 

1. Ueberſchüſſe der Beamtenbauſparkaſſe. Nach Maßgabe 
der Spar- und Dahrlehnsbedingungen ſollen alle Ueber“ 
ſchüſſe den Sparern zugute kommen. Gegenwärtig kann 
damit gerechnet werden, daß die Sparer am Ende ihrer 
Sparzeit eine Rückvergütung von 25% der gezahlten 
Sicherungszuſchläge erhalten. 2 

. „Die Heimſtätte“ kann unmittelbar bei den Poſtämtern 
beſtellt werden. Sie iſt in der neuen Poſtzeitungsliſte 1930 
auf Seite 111 eingetragen. Verlagsort Potsdam, Bezugs⸗ 
preis vierteljährlich Mk. 1,—. Da bei einigen Poſt⸗ 
anſtalten eine Verwechſelung mit einer Zeitſchrift mit ähn⸗ 

lichem Namen vorgekommen iſt, weiſen wir hierauf be⸗ 

ſonders hin. 


redaktionellen Teil: Max Wagner. Verlag: Heimſtättenamt 
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